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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, Prof. Dr. Winfried 
Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Thomas Huber, Martina 
Gießübel, Josef Heisl, Melanie Huml, Andreas Jäckel, Helmut Schnotz und 
Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Markus Saller, 
Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, 
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Sozialstaat wieder gestalten statt verwalten – dringende Sozialstaatsreformen, 
insbesondere beim Bürgergeld, jetzt angehen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene mit Nachdruck dafür ein-
zusetzen, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarte Sozialstaatsreform zeitnah ange-
gangen wird. In diesem Zusammenhang ist von vorrangiger Bedeutung, dass das Bür-
gergeld endlich grundlegend reformiert wird. Ziel muss es sein, den Fokus der Grund-
sicherung wieder auf nachhaltige Arbeitsvermittlung, das Prinzip des „Förderns und For-
derns“ sowie die Stärkung der Eigenverantwortung zu legen. Bürokratie, Fehlanreize 
und unklare Zuständigkeiten sind konsequent abzubauen. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene im Einzelnen insbeson-
dere für folgende Punkte einzusetzen: 

1. Verstärkung des Grundsatzes „Fördern und Fordern“ 

─ Wiedereinführung verbindlicher Mitwirkungspflichten mit konsequenten, rechts-
staatlich abgesicherten Sanktionen bereits ab Beginn des Leistungsbezugs 

─ Verpflichtung zu Eigenbemühungen mit belegbaren Nachweisen 

2. Modernisierung und Entbürokratisierung der Jobcenter 

─ Entlastung der Jobcenter von nicht originären Aufgaben (z. B. Vorleistungen für 
Wohngeld, Kindergeld etc.) 

─ Anpassung von Karenzzeiten bei Vermögen und Wohnen, Einführung realisti-
scher Vermögensfreigrenzen (z. B. max. 15.000 Euro pro Person) 

─ Reduzierung von Berichtspflichten, Prüfaufwand und Schlichtungsverfahren 

3. Digitalisierung konsequent vorantreiben 

─ Einführung des „Once-Only-Prinzips“ für Sozialleistungsdaten 

─ automatisierter Datenabgleich mit anderen Behörden 

─ KI-gestützte Vorprüfung von Anträgen und maschinelles Auslesen von Nach-
weisen 
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4. Stärkung der Vermittlungs- und Qualifizierungsarbeit 

─ Erhalt und Ausbau von Sprach- und Integrationskursen (mind. B1-Niveau) als 
zentrale Voraussetzung für erfolgreiche Arbeitsmarktintegration 

─ verbindliche Maßnahmenzuweisungen mit Rechtsfolgenbelehrung 

─ Investitionen in Qualifizierung mit Blick auf den Fachkräftebedarf 

5. Vermeidung von Fehlanreizen und Missbrauch 

─ Überarbeitung der Transferentzugsraten zur Schaffung echter Arbeitsanreize 

─ Begrenzung nicht tragfähiger Selbstständigkeiten im Leistungsbezug auf max. 
zwei Jahre 

6. Zusammenführung von Leistungen und Zuständigkeiten 

─ Einbindung der Praxis (Jobcenter) bei der Prüfung neuer Transferleistungsmo-
delle 

─ Prüfung, wie bestehende Leistungen (Bürgergeld, Sozialhilfe, Wohngeld, Kin-
derzuschlag) zu einem einheitlichen, übersichtlichen System zusammengeführt 
werden können 

Die Staatsregierung wird weiterhin aufgefordert, sich nachdrücklich für die zügige Bil-
dung der bereits angekündigten Kommission zur Reform des Sozialstaats einzusetzen. 
Für eine effektive Sozialstaatsreform braucht es zeitnah Empfehlungen für massive 
Rechtsvereinfachungen, einen rascheren Vollzug, erhöhte Transparenz und die Zu-
sammenlegung einzelner Sozialstaatsleistungen. 

 

 

Begründung: 

Durch demografische Veränderungen, steigende Ausgaben, engere Spielräume im 
Bundeshaushalt und ein zunehmendes Unverständnis über die eigentliche Aufgabe des 
Sozialstaats ist der Staat unter Druck geraten. Es braucht jetzt eine Politik, die priori-
siert, fokussiert und den Sozialstaat zukunftsfest erneuert. 

Es geht nicht darum, weniger zu helfen, sondern besser zu helfen: Leistungen müssen 
gezielter ankommen, Verwaltungsprozesse effizienter gestaltet und Strukturen insge-
samt vereinfacht werden. Der Sozialstaat darf kein dauerhafter Rückzugsort für Be-
quemlichkeit sein, sondern muss gezielt jene unterstützen, die wirklich auf Hilfe ange-
wiesen sind. 

Insbesondere das Bürgergeld ist zum Symbol eines falschen sozialpolitischen Kurses 
geworden. Statt Leistungsanreize zu setzen und Menschen in Arbeit zu bringen, wurden 
Bürokratie ausgebaut, Mitwirkungspflichten abgeschwächt und Fehlanreize zementiert. 
Die Zahl der Leistungsbeziehenden steigt, während Vermittlungserfolge sinken. Selbst 
die Bundesagentur für Arbeit und ihre Vorsitzende Andrea Nahles fordern inzwischen 
einen klaren Kurswechsel: Weg von der Verwaltung, hin zur Vermittlung. 

Die Bürgergeld-Reform der Ampel hat die Jobcenter in eine fatale Schieflage gebracht: 
Immer mehr Menschen im Leistungsbezug, gleichzeitig weniger Mittel, mehr Vorschrif-
ten und weniger Steuerungsmöglichkeiten. Statt zu aktivieren, wird alimentiert. Das zer-
stört Vertrauen, lähmt die Vermittlung und überfordert die Verwaltung. 

Was es jetzt braucht, ist ein Systemwechsel: 

─ klare Regeln statt Bürokratie 

─ Arbeit statt Abhängigkeit 

─ Fördern und Fordern statt Durchwinken und Auszahlen 

Karenzzeiten, realitätsferne Freibeträge und schwache Sanktionen führen dazu, dass 
Mitwirkung folgenlos verweigert werden kann. Gleichzeitig fehlt es an Geld und Perso-
nal, um diejenigen zu fördern, die arbeiten wollen. Bayern fordert seit Langem eine 
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Neuausrichtung: mit verbindlicher Aktivierung, schärferen Sanktionen bei Totalverwei-
gerung, digitaler Entlastung der Jobcenter und der Konzentration auf den Grundsatz: 
Leistung muss sich lohnen. 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Thomas Huber, 
Martina Gießübel, Josef Heisl, Melanie Huml, Andreas Jäckel, Helmut Schnotz und 
Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Markus Saller, 
Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, 
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 19/7449 

Sozialstaat wieder gestalten statt verwalten – dringende Sozialstaatsreformen, 
insbesondere beim Bürgergeld, jetzt angehen! 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene mit Nachdruck dafür ein-
zusetzen, dass die im Koalitionsvertrag vereinbarte Sozialstaatsreform zeitnah ange-
gangen wird. In diesem Zusammenhang ist von vorrangiger Bedeutung, dass das Bür-
gergeld endlich grundlegend reformiert wird. Ziel muss es sein, den Fokus der Grund-
sicherung wieder auf nachhaltige Arbeitsvermittlung, das Prinzip des „Förderns und For-
derns“ sowie die Stärkung der Eigenverantwortung zu legen. Bürokratie, Fehlanreize 
und unklare Zuständigkeiten sind konsequent abzubauen. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene im Einzelnen insbeson-
dere für folgende Punkte einzusetzen: 

1. Verstärkung des Grundsatzes „Fördern und Fordern“ 

─ Wiedereinführung verbindlicher Mitwirkungspflichten mit konsequenten, rechts-
staatlich abgesicherten Sanktionen bereits ab Beginn des Leistungsbezugs 

─ Verpflichtung zu Eigenbemühungen mit belegbaren Nachweisen 

2. Modernisierung und Entbürokratisierung der Jobcenter 

─ Entlastung der Jobcenter von nicht originären Aufgaben (z. B. Vorleistungen für 
Wohngeld, Kindergeld etc.) 

─ Anpassung von Karenzzeiten bei Vermögen und Wohnen, Einführung realisti-
scher Vermögensfreigrenzen (z. B. max. 15.000 Euro pro Person) 

─ Reduzierung von Berichtspflichten, Prüfaufwand und Schlichtungsverfahren 
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3. Digitalisierung konsequent vorantreiben 

─ Einführung des „Once-Only-Prinzips“ für Sozialleistungsdaten 

─ automatisierter Datenabgleich mit anderen Behörden 

─ KI-gestützte Vorprüfung von Anträgen und maschinelles Auslesen von Nach-
weisen 

 

4. Stärkung der Vermittlungs- und Qualifizierungsarbeit 

─ Erhalt und Ausbau von Sprach- und Integrationskursen (mind. B1-Niveau) als 
zentrale Voraussetzung für erfolgreiche Arbeitsmarktintegration 

─ verbindliche Maßnahmenzuweisungen mit Rechtsfolgenbelehrung 

─ Investitionen in Qualifizierung mit Blick auf den Fachkräftebedarf 

5. Vermeidung von Fehlanreizen und Missbrauch 

─ Überarbeitung der Transferentzugsraten zur Schaffung echter Arbeitsanreize 

─ Begrenzung nicht tragfähiger Selbstständigkeiten im Leistungsbezug auf max. 
zwei Jahre 

6. Zusammenführung von Leistungen und Zuständigkeiten 

─ Einbindung der Praxis (Jobcenter) bei der Prüfung neuer Transferleistungsmo-
delle 

─ Prüfung, wie bestehende Leistungen (Bürgergeld, Sozialhilfe, Wohngeld, Kin-
derzuschlag) zu einem einheitlichen, übersichtlichen System zusammengeführt 
werden können 

Die Staatsregierung wird weiterhin aufgefordert, sich nachdrücklich für die zügige Bil-
dung der bereits angekündigten Kommission zur Reform des Sozialstaats einzusetzen. 
Für eine effektive Sozialstaatsreform braucht es zeitnah Empfehlungen für massive 
Rechtsvereinfachungen, einen rascheren Vollzug, erhöhte Transparenz und die Zu-
sammenlegung einzelner Sozialstaatsleistungen. 

 

 

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Tobias Reiß
Abg. Thomas Huber
Abg. Gerd Mannes
Abg. Julia Post
Abg. Elena Roon
Abg. Kerstin Celina
Abg. Doris Rauscher
Abg. Anton Rittel
Staatsministerin Ulrike Scharf
Abg. Katja Weitzel



Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten

Klaus Holetschek, Michael Hofmann, Prof. Dr. Winfried Bausback u. a. und 

Fraktion (CSU),

Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Sozialstaat wieder gestalten statt verwalten - dringende Sozialstaatsreformen, 

insbesondere beim Bürgergeld, jetzt angehen! (Drs. 19/7449)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, 

Martin Böhm u. a. und Fraktion (AfD)

Bürgergeld-Stopp für Ukrainer: Rechtskreiswechsel auf Asylbewerberleistungen 

(Drs. 19/7508)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache und erteile Herrn Kollegen Thomas Huber 

das Wort.

Thomas Huber (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kolle-

gen! Unser Sozialstaat ist eine der größten Errungenschaften unseres Landes, und 

diese gilt es zu erhalten. Doch dieses Rückgrat unserer Gesellschaft droht unter der 

Last seiner eigenen Strukturen zu erlahmen. Die Wahrheit ist, wir haben mittlerweile 

einen Sozialstaat, der zu viel verwaltet und zu wenig gestaltet. Was wir brauchen, ist 

ein Kurswechsel hin zu mehr Aktivierung und Verantwortung sowie zu einem klaren 

Fokus auf eine echte Hilfe für die, die sie brauchen, und auf echte Perspektiven für 

alle, die können und wollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gleich einmal vorweg: In unserem Antrag geht es 

nicht darum, Leistungen zu kürzen, sondern darum, Leistungen wieder wirksam zu 

machen. Es geht nicht um weniger Hilfe, sondern um bessere Hilfe und um Respekt 

vor denen, die tagtäglich arbeiten, Steuern zahlen und mit ihren Abgaben dieses 
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System tragen. Wer arbeitet, verdient mehr als nur warme Worte, liebe Kolleginnen, 

liebe Kollegen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Gerade beim Bürgergeld erleben wir derzeit eine Entkoppelung von Anspruch und An-

strengung. Wer sich verweigert, muss aktuell nichts Tiefergehendes befürchten. Wer 

arbeitet, ist nach der eigenen Wahrnehmung der Dumme. Das ist kein nachhaltiger 

und fairer Sozialstaat mehr! Hier hat sich ein Fehlanreizsystem entwickelt, das demo-

tiviert, frustriert und sozial ungerecht ist. Wir erleben, wie Jobcenter mit wachsender 

Belastung und sinkendem Handlungsspielraum zu kämpfen haben. Es gibt immer 

mehr Menschen im Leistungsbezug und immer weniger erfolgreiche Vermittlungen.

Gleichzeitig steigt das Misstrauen in der Bevölkerung. Das Vertrauen in die Steue-

rungsfähigkeit unseres Sozialstaates ist brüchig geworden. Viele, die morgens früh 

aufstehen, zur Arbeit fahren und sich anstrengen, fragen sich inzwischen: Wofür tue 

ich das eigentlich alles noch? Selbst Andrea Nahles, Vorsitzende der Bundesagentur 

für Arbeit und – manche werden sich erinnern – ehemalige SPD-Vorsitzende, spricht 

von einem Kurswechsel. Sie sieht, was wir auch sehen: Der Sozialstaat der Zukunft 

muss aktivieren, nicht alimentieren, und Chancen bieten, nicht Stillstand verwalten. – 

Im Koalitionsvertrag wurden nach vier Jahren Ampel-Irrweg die Weichen wieder richtig 

gestellt. Aber jetzt braucht es Taten, nicht morgen, sondern heute, liebe Kolleginnen, 

liebe Kollegen!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Menschen haben kein Verständnis mehr für eine Politik, die Probleme aussitzt, 

statt sie zu lösen. Wir brauchen klare Entscheidungen, Regeln und Konsequenzen. 

Die im Koalitionsvertrag angekündigte Sozialstaatsreform muss daher schnellstmög-

lich angegangen werden. Im Rahmen dieser Reform muss zuallererst eine Überarbei-

tung des Bürgergeldes mit den folgenden Eckpunkten stehen:

Protokollauszug
55. Plenum, 10.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 2



Erstens. Schluss mit Mitwirkungsverweigerung! Wer Hilfe will und braucht, bekommt 

sie, muss aber vom ersten Tag an mitarbeiten.

Zweitens. Karenzzeiten, bei denen jede Prüfung im ersten Jahr aussetzt, müssen 

angepasst werden. Realistische Freibeträge statt realitätsferner Pauschalen!

Drittens. Wir brauchen eine Digitalisierung, die entlastet. Nicht mehr Papier, sondern 

mehr Tempo und Effizienz!

Viertens. Wir wollen Sprach- und Integrationskurse als Pflicht, nicht als Kann-Option.

Fünftens. Wir brauchen klare Sanktionen bei Totalverweigerung. Wer dauerhaft nicht 

mitmacht, darf nicht dauerhaft alimentiert werden.

Wir brauchen auch ein modernes Fallmanagement, das individuelle Fähigkeiten er-

kennt und gezielt fördert, um Menschen wieder in Arbeit zu bringen, liebe Kolleginnen, 

liebe Kollegen.

Für das Bürgergeld ist 2025 eine Rekordsumme von fast 52 Milliarden Euro einge-

stellt. Letztes Jahr waren es noch 46,8 Milliarden. Hier kann mir niemand mehr erzäh-

len, dass das alles gut so ist und wir einfach weitermachen. Wo soll das noch enden? 

Wie lange hält das unser Sozialstaat noch aus? Liebe Kolleginnen und Kollegen, das 

Bürgergeld ist aber nur ein kleiner Baustein in unserem Sozialstaat. Sprechen wir 

vom Sozialstaat, sprechen wir von 12 Sozialgesetzbüchern mit weit über 2.000 Para-

grafen und 171 Sozialleistungen, die sich auf Zuständigkeiten von sage und schreibe 

5 Bundesministerien verteilen. Es ist ein Dschungel, in dem sich die wenigsten noch 

auskennen, und dieser Dschungel muss gründlich durchforstet werden. Das gesamte 

– ich nenne es einmal in der Waldsprache – "Käferholz", also unsinnige und sich 

überschneidende Regelungen, muss raus, damit dieser Wald eine Zukunft hat und 

keinen Raum für Missbrauch bietet, wie wir gestern Abend bei "Markus Lanz" sehen 

konnten. Was die Staatsforsten bei mir zu Hause im Ebersberger Forst tun, muss die 

Bundesregierung auch im Berliner Paragrafendschungel angehen.
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es geht um nichts weniger als das grundsätzliche 

Vertrauen in unsere Demokratie. Die im Koalitionsvertrag vereinbarte Kommission 

zur Reform des Sozialstaats muss jetzt zügig angegangen werden. Wir brauchen 

schnellstmöglich Empfehlungen für massive Rechtsvereinfachungen, einen rascheren 

Vollzug, erhöhte Transparenz und die Zusammenlegung einzelner Sozialstaatsleistun-

gen. Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass diese Ergebnisse bis spätestens Ende 

des Jahres vorliegen müssen. Bis dahin sind es noch rund fünf Monate, und ich 

hoffe sehr, dass unsere Bundesministerin Bas, die mit dieser Aufgabe betraut ist, das 

Ganze verantwortungsvoll angeht, und zwar jetzt. Die Menschen erwarten zu Recht, 

dass sich hier endlich etwas tut. Nur so schaffen wir gesellschaftlichen Zusammenhalt 

und sichern langfristig die Akzeptanz für unser System.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die neue Realität sind steigende Ausgaben, sinken-

de Einnahmen, eine alternde Gesellschaft und vielleicht auch noch eine Disruption 

durch Künstliche Intelligenz, deren Auswirkungen wir noch nicht gänzlich absehen 

können. Die IHK prognostiziert allein für Bayern, dass die Zahl der offenen Stellen 

von 2023 bis 2028 um ein Viertel auf 380.000 ansteigen wird. In Bayern werden wir 

dann eine Arbeitskräftelücke von 220.000 im Jahr 2028 haben. Der dadurch ausge-

löste jährliche Wertschöpfungsverlust in Bayern würde 24 Milliarden Euro betragen. 

Zusätzlich wird die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Bayern von 

heute knapp 6 Millionen auf 5,1 Millionen in 2038 sinken, wenn wir jetzt nicht gegen-

steuern.Fest steht: Ein Weiter-so kann es nicht mehr geben. Ansonsten fliegt uns das 

Ganze in absehbarer Zeit um die Ohren. Der Sozialstaat muss sich wieder auf die we-

sentlichen Punkte konzentrieren können: erstens, dass sich Leistung lohnt, zweitens, 

dass sich Anstrengung auszahlt, und drittens, dass der Staat nicht wegschaut, wenn 

Regeln missachtet werden.

Nur dann bleibt unsere Gesellschaft zusammen, nur dann entsteht Vertrauen, und 

nur mit Vertrauen bleiben auch die demokratischen Parteien der Mitte mehrheitsfähig. 

Ansonsten profitieren die Feinde der Demokratie.
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir aus Bayern stehen bereit, diese Reform auf 

Bundesebene mitzugestalten. Wir wollen einen modernen, funktionierenden Sozial-

staat, einen, der wieder leistet, was er verspricht: Schutz in der Not, Hilfe zur Selbst-

hilfe und ein faires Miteinander. Deswegen bitten wir um Unterstützung für unseren 

Antrag für einen Sozialstaat, der motiviert statt frustriert, der aktiviert statt resigniert, 

für einen Staat, der wieder gestaltet statt nur noch verwaltet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Wir haben zwei Meldungen zu 

einer Zwischenbemerkung, zunächst eine Zwischenbemerkung vom Kollegen Gerd 

Mannes.

Gerd Mannes (AfD): Herr Huber, Sie haben sich jetzt im Grunde genommen über 

das Bürgergeld beschwert und – sage ich jetzt mal – über die Entgleisungen des 

Sozialstaats. Das ist alles richtig, aber trotzdem habe ich zwei Fragen:

Die erste Frage wäre: Warum hat die CSU das System in den letzten 16 Jahren unter 

Angela Merkel überhaupt eingeführt? Sie hätten doch schon wissen können, dass das 

meiste davon Mist ist.

Die zweite Frage, die ich hätte: Sie sind ja heute an der Regierung, wenn ich das 

richtig verstanden habe. Sie sind jetzt nicht mehr in der Opposition. Warum handeln 

Sie nicht?

Wenn die SPD nicht mitmacht, frage ich Sie ganz direkt: Wollen Sie dann die Koalition 

beenden oder einfach klein beigeben?

Thomas Huber (CSU): Die letzte Frage erübrigt sich durch die Beantwortung der 

zweiten: Wir handeln. Das sehen Sie an unserem Antrag. Wir sind Teil der Bundesre-

gierung, und wir geben jetzt auch noch mal von Bayern aus den notwendigen Hand-

lungsdruck, weil wir erkennen, dass es hier wirklich eine Minute vor zwölf ist.
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(Zuruf des Abgeordneten Gerd Mannes (AfD))

Die erste Frage kann ich ganz einfach beantworten: Das Bürgergeld in der heutigen 

Form hat nicht die CSU eingeführt. Das Bürgergeld in der heutigen Form wurde von 

der Ampel-Regierung, von den Ampel-Parteien eingeführt.

(Widerspruch des Abgeordneten Gerd Mannes (AfD))

Auch der Rechtskreiswechsel, den wir im Koalitionsvertrag haben und der ja auch 

zum Teil in Ihrem Antrag enthalten ist, soll mit unserem Antrag in Zukunft wieder 

abgeschafft werden, um in Zukunft den Sozialstaat nicht zu überfordern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin Julia Post.

Julia Post (GRÜNE): Lieber Kollege Thomas Huber, ich glaube, Ihren Ausführungen 

würden ein paar Zahlen noch guttun; und zwar führen wir hier eine Scheindebatte, 

so muss ich es nennen. Die Personen, von denen Sie sprechen, die sogenannten 

Totalverweiger:innen, sind gerade einmal 0,25 % der Bürgergeldempfänger:innen. 

800.000 Bürgergeldempfänger:innen müssen aufstocken. Sie können von ihrer Arbeit 

nicht leben.

Mich würde jetzt interessieren: Was sagen Sie einem Menschen, der zum Beispiel mit 

Mindestlohn immer noch unterhalb der Armutsgrenze lebt, auch mit dem Mindestlohn, 

der jetzt auf 14,60 Euro steigen soll? Wenn man das ausrechnet, gilt das zum Beispiel 

für jemanden in der Stadt München. Was sagen Sie dem, wenn Sie sagen, dass der, 

der arbeitet, der Dumme ist?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Thomas Huber (CSU): Liebe Frau Kollegin Post, ich sage dem ganz deutlich: Der, 

der Hilfe braucht – und das ist ja ein Beispiel, das Sie gerade beschrieben haben –, 

der soll auch Hilfe bekommen. Dem wollen wir helfen. Wir wollen ihn unterstützen, ihm 
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Hilfe zur Selbsthilfe geben, damit er wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden kann. 

Wir sehen nur aufgrund der von mir vorher genannten Zahlen eine Entwicklung. Ich 

habe vorher ganz deutlich gesagt, dass es uns nicht um Leistungskürzungen geht. Es 

geht uns auch nicht um die Höhe des Bürgergeldes. Es geht uns um die Entwicklung, 

die wir sehen: Wir sind jetzt bei über 50 Milliarden Euro, das ist ein erheblicher Anteil 

des Sozialhaushaltes der Bundesrepublik Deutschland. Wir sehen in der Zukunft ers-

tens die Problematik, dass wir das mit den vorhandenen Ressourcen – auch mit den 

menschlichen, personellen Ressourcen in den Jobcentern bei der Bundesagentur – 

nicht mehr schaffen zu vermitteln. Wir brauchen hier mehr Unterstützung auch in den 

Jobcentern. Das ist ja auch Teil des Antrags. Das ist auch einer unserer Punkte.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie auf die Redezeit, Herr Kollege.

Thomas Huber (CSU): Zum Zweiten brauchen wir natürlich auch die finanziellen 

Mittel, um denen zu helfen, die wirklich Hilfe brauchen, und nicht denen zu helfen, die 

nicht arbeiten wollen, aber könnten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Frau Kollegin 

Elena Roon für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Elena Roon (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kollegen, liebe Zuschauer! Der 

Titel Ihres Antrags klingt vielversprechend: "Sozialstaat wieder gestalten statt verwal-

ten". Wir als AfD sagen: Endlich! Endlich haben Sie das auch erkannt, auch wenn Sie 

unsere Forderungen einfach übernommen haben; denn genau das fordern wir als AfD 

seit Jahren.

(Michael Hofmann (CSU): Ja, ja!)
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Das Sozialsystem in Bayern muss reformiert werden, keine Frage. Was Sie jetzt 

beantragen, ist nichts anderes als die überfällige Korrektur einer Politik, die Sie selbst 

über Jahrzehnte mitgetragen haben und die Sie gegen unsere Warnungen mit Händen 

und Füßen verteidigt haben. Plötzlich wird auch Ihnen klar: Das Bürgergeld ist ein 

Fehler und darf nicht attraktiver werden, als zu arbeiten.

(Beifall bei der AfD)

Unsere Steuerzahler zahlen dafür jährlich 50 Milliarden Euro. Das Ergebnis ist ein 

Sozialsystem, das immer mehr kostet, aber immer weniger Wirkung zeigt. Unsere 

Steuerzahler haben so etwas definitiv nicht verdient.

Was wir unterstützen: Ja, es ist richtig, Mitwirkungspflichten ab dem ersten Tag wie-

dereinzuführen, die Sanktionen zu verschärfen, wenn jemand sich dauerhaft verwei-

gert, und es ist richtig, die Jobcenter zu entlasten, die unter immer mehr Bürokratie 

und Fremdaufgaben zusammenbrechen. Auch Ihre Forderung, Leistungen übersichtli-

cher zu gestalten und Fehlanreize zu beseitigen, ist überfällig. Frage: Warum kommt 

dieser Sinneswandel erst jetzt, nach Jahren des Durchwinkens?

Was fehlt uns? – Uns als AfD fehlt eine klare Linie zur Migrationspolitik, die wir als AfD 

auch schon seit Jahren fordern. Sie schreiben von Fehlanreizen und Kostenexplosion, 

verschweigen aber, dass ein Großteil dieser Belastung auf das Konto einer unkontroll-

ierten Zuwanderung in unser Sozialsystem geht.

(Beifall bei der AfD)

Wer es wirklich ernst meint mit einer Reform des Sozialstaats, muss endlich den 

sozialen Magnet Deutschland entschärfen; denn solange jeder Anspruch hat, der 

einreist, wird sich das System nicht sanieren lassen; ganz egal wie viele Gremien oder 

Kommissionen Sie noch gründen.

Was es wirklich braucht, ist Arbeit statt Abhängigkeit – Arbeit muss sich mehr lohnen 

–, Verantwortung statt Anspruchsdenken und Strenge statt Symbolpolitik.
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Wir brauchen eine echte Trennung zwischen denen, die diese Hilfe tatsächlich brau-

chen, und denen, die diese Hilfe einfach ausnutzen. Wir brauchen ein System, das 

Menschen zu Eigenverantwortung motiviert und nicht zu Daueralimentierung animiert.

Ja, wir stimmen Ihrem Antrag inhaltlich in weiten Teilen zu. Aber wir sagen auch 

deutlich: Er kommt spät. Der Sozialstaat hätte schon längst reformiert werden müs-

sen.Außerdem verschweigt er zentrale Ursachen. Trotz klarer Absicht im Koalitions-

vertrag, ukrainischen Geflüchteten – ich wiederhole es: Geflüchteten, schmeißen Sie 

bitte nicht alle in einen Topf – nach dem 1. April 2025 kein Bürgergeld mehr zu zahlen, 

sondern nur noch Asylbewerberleistungen, ist von einer konkreten Umsetzung nichts 

zu sehen. Machen Sie Druck, dass Ihre Kollegen in Berlin endlich ihre Hausaufgaben 

erledigen.

Die AfD steht für einen starken, gerechten, aber klar begrenzten Sozialstaat, für eine 

Politik, die Leistungen belohnt und das System vor dem Missbrauch schützt. Wenn Sie 

es wirklich ernst meinen, stehen wir bereit, aber dann müssen Sie auch bereit sein, die 

grundsätzlichen Fehler der letzten Jahrzehnte zu korrigieren – lieber spät als nie, aber 

sicherlich nicht mit der SPD auf Bundesebene.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN Frau Kerstin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 

Herren! Wir sind uns doch einig: Einen Job zu haben, eine Arbeit, nicht mehr abhängig 

zu sein von staatlichen Leistungen, vom Jobcenter – das ist der sehnlichste Wunsch 

vieler Menschen in Deutschland, die keine Arbeit haben, die eine Arbeit suchen und 

dafür Hilfe vom Jobcenter bekommen. Diese Menschen zu unterstützen, ist unsere 

gemeinsame sozialpolitische Aufgabe.
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Sie haben in Ihrem Antrag alle möglichen Maßnahmen dafür aufgelistet. Ich kann 

nur auf einige eingehen, weil die Zeit nicht reicht, alle zu behandeln. Sie wollen das 

Bürgergeld weiterentwickeln und die Digitalisierung vorantreiben. Ich sage nur: Hurra, 

endlich, willkommen im Klub!

(Michael Hofmann (CSU): Wir werden doch wohl noch einen Antrag stellen dür-

fen!)

Sie wollen das Once-only-Prinzip für Sozialdaten einführen, also dass Bürger:innen 

bestimmte Standardinformationen bei Behörden nur noch einmal mitteilen müssen. 

Jede und jeder in diesem Land wäre happy, wenn das endlich laufen würde, aber 

auf dieses Ziel haben sich schon die Minister der EU-Mitgliedstaaten in der Ministerer-

klärung über elektronische Behördendienste 2009, also vor 16 Jahren, geeinigt. Die 

EU-weite Anwendung von Once-only ist auch eine der drei Säulen für den digitalen 

Binnenmarkt. Es ist eines der Grundprinzipien des EU-eGovernment-Aktionsplans. 

Das Once-only-Prinzip ist Teil der Bemühungen der Europäischen Union, den digitalen 

Binnenmarkt durch Verringerung des Verwaltungsaufwandes für Bürger:innen weiter-

zuentwickeln. Jetzt tun Sie so, als ob es ein ganz neues Ziel der CSU wäre, das 

endlich umzusetzen, als wenn die anderen demokratischen Fraktionen eine andere 

Meinung hätten.

(Michael Hofmann (CSU): Wenn Sie zustimmen wollen, stimmen Sie zu, wenn 

Sie nicht zustimmen wollen, stimmen Sie nicht zu!)

Anders ist es richtig: Die CSU springt endlich auf den Zug auf, den die EU schon 

lange vorgegeben hat, nachdem sie Menschen und Verwaltungen mit ihren eigenen 

bürokratischen Vorgaben über viele Jahre gelähmt hat; denn die Bürokratie hat nicht 

die Ampel aufgebaut.

(Thomas Huber (CSU): Also stimmen Sie zu?)
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Nächster Punkt: Die Bündelung von Leistungen – Bürgergeld, Wohngeld, Kinderzu-

schlag – steht doch eh schon in Ihrem Koalitionsvertrag. Braucht die Bundesregierung, 

braucht die Schwesterpartei, die CDU, dazu wirklich noch den Anstoß der kleinen 

Partei aus Bayern? Wir GRÜNE sind doch nicht dagegen.

Die Einbindung der Jobcenter bei den Reformen ist doch logisch, oder? Wenn die 

Rentenversicherung aber sagt, dass sie nicht in der Lage ist, die geplante Ausweitung 

der Mütterrente umzusetzen, wettert Ihr Ministerpräsident Söder dagegen, als ob die 

Rentenversicherung damit eine politische Agenda verfolgen würde. Wenn Sie die 

fachliche Einbindung der Rentenversicherung nicht wünschen, wer soll Ihnen denn 

dann abnehmen, dass Sie die Jobcenter bei den Reformen ernsthaft einbinden wollen 

und dass das nicht nur auf dem Papier steht?

(Michael Hofmann (CSU): Zustimmung?)

Mein Fazit, und jetzt geht es um Zustimmung oder Enthaltung: Der Antrag, den Sie 

hier vorstellen, ist einfach überflüssig. Es wird Altbekanntes zusammengeschrieben. 

In Ihrem eigenen Koalitionsvertrag steht ganz vieles davon. Vieles läuft, bei einzelnen 

Punkten wird es Diskussionen geben; das ist der Prozess in der Bundesregierung. Sie 

hätten aber heute die Chance gehabt zu zeigen, dass Sie sich um Bayern kümmern, 

um die Baustellen hier: Schiene, Digitalisierung, Finanzierung der Kommunen, der 

sozialen Träger, Finanzierung der Kitas, Pflegeheime und Behindertenheime.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie bitte auf die Redezeit, Frau Kollegin.

Kerstin Celina (GRÜNE): In einzelnen Punkten sind wir anderer Meinung. Ich habe 

gesagt: Wir können nicht alle Spiegelstriche unterschreiben, deswegen werden wir 

uns enthalten. Wir werden definitiv gegen den Antrag der Putin-hörigen AfD stimmen.

(Unruhe bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ihre Redezeit ist beendet, Frau Kollegin.
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Kerstin Celina (GRÜNE): Denn der Antrag bringt die alte Hetze gegen Ukrainer:innen 

wieder auf den Punkt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die SPD-Fraktion spricht Frau Kollegin Doris 

Rauscher.

(Zuruf)

Doris Rauscher (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Der vorliegende Antrag von CSU und FREIEN WÄHLERN enthält Forderun-

gen zur Reform des Sozialstaats. Um es gleich vorneweg zu sagen: Die SPD ist 

davon überzeugt, dass der Sozialstaat weiterentwickelt werden muss.

(Thomas Huber (CSU): Also stimmt ihr zu?)

Er muss stark, handlungsfähig und zukunftssicher bleiben, aber wir sagen auch klar: 

Für genau diese Weiterentwicklung gibt es bereits einen verbindlichen politischen 

Rahmen: Das ist der Koalitionsvertrag auf Bundesebene. Man fragt sich deshalb un-

weigerlich: Gehen CSU und FREIEN WÄHLERN langsam die Themen aus? Möchten 

sie vielleicht von den wirklich drängenden Themen in Bayern auch im sozialen Bereich 

ablenken? Was ist sonst der Grund für diesen wirklich unnötigen Antrag, Herr Kolle-

ge?

(Beifall bei der SPD – Thomas Huber (CSU): Nicht unnötig!)

In den letzten Jahren war es die SPD gewohnt, dass immer mit dem Finger nach 

Berlin gezeigt wurde, aber was ist das denn für ein Nachwahlkampfgehabe? Ich darf 

hier einmal unaufgeregt anmerken, liebe CSU: Sie sind mittlerweile Teil der Bundes-

regierung. Wie bereits erwähnt, ist im Koalitionsvertrag der Bundesregierung eine 

Umgestaltung des Bürgergeldes angekündigt. Diese Reform wird auch durch die zu-
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ständige Ministerin Bas vorbereitet. Dafür braucht Bärbel Bas keine Tipps aus Bayern, 

Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD – Michael Hofmann (CSU): Doch, doch!)

– Ja, genau. – Bärbel Bas wird diesen Prozess mit Augenmaß und Verantwortungsbe-

wusstsein steuern, wie wir es von ihr auch erwarten können.

(Zuruf)

Zudem werden strengere Sanktionen beim Bürgergeld vermutlich nicht zu den wirklich 

sehr großen Einsparungen führen – das sei auch einmal gesagt –, denn die Sicherung 

des Existenzminimums ist im Sozialrecht begründet. Auch das Bundesverfassungsge-

richt hat uns dahin gehend verpflichtet. Diese staatliche Pflicht dient der Sicherung des 

Lebensunterhalts auch von Arbeitssuchenden. Deshalb ist dieser Antrag aus unserer 

Sicht schlicht nicht notwendig. Die Arbeit läuft, und sie läuft dort, wo sie hingehört: auf 

Bundesebene.

Kolleginnen und Kollegen, wir sehen durchaus auch die Notwendigkeit, den Sozial-

staat anzupassen: modern, gerecht und bürgernah. Der eine oder andere Aspekt in 

Ihrem Antrag hat sicher seine Berechtigung, aber wir halten Ihr Vorgehen wirklich nicht 

für zielführend. Die Bundesregierung arbeitet längst an den entsprechenden Prozes-

sen. Dieser Antrag vermittelt eher den Eindruck von – es sei mir der Begriff erlaubt – 

Populismus statt ernsthafter Sacharbeit; anders kann ich es mir nicht erklären.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb werden wir uns bei diesem Antrag enthalten, weil wir wissen, dass eine 

solche Reform Zeit, Fachlichkeit und Kompetenz der zuständigen Ebene braucht, und 

weil wir wissen, dass Bundesministerin Bärbel Bas diesen Prozess verantwortungsvoll 

voranbringen wird. Sie sitzt auch nichts aus, Kollege Huber; mit dieser Äußerung dis-

kreditieren Sie die Ministerin. Da wünsche ich mir mehr Respekt. Bärbel Bas braucht 

nicht Ihre Tipps. Beim Antrag enthalten wir uns.
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(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächster Redner ist für die Frak-

tion der FREIEN WÄHLER Kollege Anton Rittel.

Anton Rittel (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe 

Kollegen! Als Handwerker schaue ich mir manchmal die Dinge an. Wenn etwas nicht 

funktioniert, wird nicht diskutiert, sondern repariert. Ich glaube, das braucht unser 

Sozialstaat dringend: eine vernünftige Reparatur.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Das Bürgergeld ist gut gemeint, aber es ist zum Sinnbild eines überregulierten, rea-

litätsfremden Sozialstaats geworden. Zu viel Bürokratie, zu wenig Hilfe, zu viele Re-

geln, zu wenig klare Aussagen – so kann es nicht weitergehen. Die FREIEN WÄHLER 

sagen klar: Wiedereinführung verbindlicher Mitwirkungspflichten, schnellere Sanktio-

nen bei Totalverweigerung. Der Sozialstaat darf kein dauerhafter Rückzugsort für Be-

quemlichkeit werden, sondern muss gezielt jenen helfen, die die Unterstützung des 

Sozialstaates brauchen; denn wir wollen einen guten Sozialstaat. Ein guter Sozialstaat 

ist kein Staat, der alle unterstützt, die nicht arbeiten wollen, sondern er unterstützt nur 

diejenigen, die dringend Hilfe nötig haben. Das ist für mich ein guter Sozialstaat.

Es darf nicht passieren, dass sich die Fleißigen fragen, warum sie überhaupt noch 

zur Arbeit gehen, warum sie überhaupt noch etwas arbeiten sollen. Das ist Gift für 

unseren Sozialstaat und den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. Wer arbeiten 

kann, soll und muss auch arbeiten. Wer Unterstützung braucht, bekommt sie von 

uns. Dazu stehen wir FREIE WÄHLER. Wer sich aber verweigert, muss mit klaren 

Konsequenzen rechnen.

Ja, auch beim Lohnabstand muss etwas passieren. Es darf nicht sein, dass das Arbei-

ten kaum mehr Geld bringt als jemand erhält, der den ganzen Monat zu Hause sitzt 

und danach fast das Gleiche auf dem Konto hat, zum Beispiel durch Steuerfreibeträge 
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bis 2.000 Euro. Wer nicht arbeitet, weil er die Sprache nicht beherrscht, kann trotzdem 

arbeiten, kann Hilfsarbeiten ausführen. So war das auch bei mir in meiner Selbststän-

digkeit: Bei mir haben ostrumänische Arbeiter gearbeitet, haben die Sprache nicht 

beherrscht, haben untertags ganz normal bei mir gearbeitet und abends Deutschkurse 

gemacht. Die haben nach einem Vierteljahr Deutsch gekonnt und waren integriert. Ich 

habe meine Meisterschule auch in Abendkursen und nebenbei gemacht. Das kann 

man, glaube ich, schon verlangen.

Müssen wir Leistungen besser bündeln? – Das ist ganz wichtig; denn das heißt, weni-

ger Anlaufstellen und damit mehr Durchblick für die Menschen, Vereinfachung der Ver-

fahren, damit die Jobcenter entlastet werden.Im Sozialausschuss haben wir genügend 

Beschwerden, weil die Mitarbeiter vor lauter Papierkrieg nicht mehr hinterherkommen 

und die Arbeiten liegen bleiben. Es ist nicht gerecht, wenn die Ehrlichen zahlen und 

andere das System ausnutzen. Unser Sozialstaat muss wieder stark werden, dann 

stark bleiben und denen, die wirklich Hilfe brauchen, helfen.

Wir legen deshalb heute einen klaren und guten Plan vor. Jetzt ist der Bund dran – 

nicht reden, sondern handeln! Wir stimmen dem Antrag natürlich zu.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Für die Staatsregierung hat noch 

Frau Staatsministerin Ulrike Scharf ums Wort gebeten.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Herr Präsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich beginne mit einem aufrichtigen Dank an meine Fraktion, 

an die Regierungsfraktionen für diesen Antrag. Ich kann nicht nachvollziehen, dass 

von GRÜNEN und SPD der Vorwurf des Populismus kommt, es sei ja alles geregelt.

Im Gegenteil: Es ist dringend und dringlich, dass unsere Sozialstaatsreform auf den 

Weg gebracht wird und dass wir – auch aus den Ländern heraus – die ganze Kraft 

bündeln. Wenn Sie beim Bürgergeld einmal genau hinschauen würden, dann wüssten 
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Sie auch, dass der Freistaat – beispielsweise bei den Kosten der Unterkunft – nicht 

wenig mitzahlt. Deshalb haben wir höchstes Interesse und unterstützen, wo wir kön-

nen. Wir strecken die Hand aus.

Ein starker Sozialstaat schützt, aber er fordert auch. Er hilft, aber er macht nicht 

abhängig. Er aktiviert und macht Menschen stark. Wir stehen für Verantwortung, aber 

vor allen Dingen für eine ganz klare und tatkräftige Reform.

Ich möchte mich der Warnung anschließen. Der Kollege Huber hat gesagt, es sei eine 

Minute vor zwölf. – Ich würde sagen, es ist eine halbe Minute vor zwölf; es ist wirklich 

dringend. Wenn wir nichts tun, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann verliert unser 

Sozialstaat seine Kraft und wird selbst zum Sozialfall.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ein Sozialstaat darf nicht bequem machen, er muss stark machen. Ich bin davon über-

zeugt, Arbeit ist besser als Abhängigkeit. Arbeit stiftet Sinn. Wer arbeitet, leistet einen 

Beitrag und geht mit Stolz nach Hause. Arbeit ist auch so viel mehr als Broterwerb. 

Sozial ist, was Arbeit sichert und den Wohlstand fördert. Sozial ist auch, was Chancen 

eröffnet und Eigenverantwortung stärkt. Sozial ist, was Vertrauen in die Zukunft schafft 

und den Menschen Halt gibt. Ich möchte selbstbewusste Bürgerinnen und Bürger. Nur 

so schützen wir auch unsere Demokratie.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es heute schon gehört: Die Kosten für 

das Bürgergeld sind explodiert. Allein die Geldleistungen liegen bei 42,7 Milliarden 

Euro, zusätzlich gibt es noch ein Verwaltungs- und Eingliederungsbudget; das macht 

in Summe 52,3 Milliarden.

Schauen wir auf die Jobcenter. Sie laufen – darauf habe ich während der letzten Jahre 

der Ampel-Regierung immer wieder hingewiesen – auf Sparflamme. Die Mittel für die 

Jobcenter wurden gekürzt. Wir brauchen sie jetzt; wir zahlen Milliarden, und die Zahl 
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der Langzeitarbeitslosen steigt. Ich sage ganz klar: Das ist eine Sozialpolitik ohne 

Wirkung. Wir können uns das nicht leisten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir müssen umsteuern. Wir fordern deshalb auch ganz klar, die Sanktionen zu ver-

schärfen, die Karenzzeiten zu streichen, Schonvermögen an die Lebensleistung zu 

koppeln. Vor allem brauchen die eben angesprochenen Jobcenter genügend Mittel.

Die Kollegin Post ist jetzt nicht mehr da; zu ihrer vorherigen Frage hätte ich ihr sagen 

wollen: Es geht nicht nur um den kleinen Anteil der Totalverweigerer – das hat der frü-

here Arbeitsminister längst auf den Weg gebracht –, sondern es geht um das System 

insgesamt. Es kann nicht sein, dass wir immer mehr Menschen im Bürgergeldbezug 

haben und immer weniger den Weg in die Arbeit zurückfinden.

Ich bin also froh, dass die neue Bundesregierung die Weichen richtig stellt und auch 

für die Eingliederungs- und Verwaltungsbudgets deutlich höhere Mittel in Aussicht 

stellt: für Aktivierung statt Abwicklung und für eine Perspektive statt Passivität – und 

somit für echte Chancen!

Wir in Bayern stehen gemeinsam mit dem Bund für eine Reform bereit, die wirkt. Liebe 

Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen ein Bürgergeld, das fordert, das fördert und 

das vor allen Dingen funktioniert.

Deutschland gibt 30 % seiner Wirtschaftsleistung für Soziales aus. Das ist rund jeder 

dritte Euro, den wir hierzulande erwirtschaften. Wenn Sozialleistungen schneller wach-

sen als die Wirtschaft, dann kommt irgendetwas ins Kippen, dann stimmt die Balance 

nicht mehr. Wir haben 170 Leistungen – verteilt auf fünf Bundesministerien und 30 Be-

hörden. Dennoch sagen viele Menschen, was auch wir feststellen: Das Geld fließt in 

Strömen, aber die Wirkung bleibt aus. Die Leistungen stapeln sich, aber niemand hat 

mehr den Durchblick. Die Verwaltung wächst, aber unser Vertrauen schwindet. Genau 
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hier setzt dieser Antrag an: Gestalten statt Verwalten und Aktivieren statt Alimentieren 

– und das Ganze einfach statt kompliziert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer den Sozialstaat erhalten will, der muss ihn – 

nicht aus Härte, sondern aus tiefer Verantwortung – erneuern. Sozial ist nicht, wer 

immer mehr verteilt. Sozial ist, wer das bewahrt, was viele Menschen dringend brau-

chen. Sozial ist, was unseren Sozialstaat sichert.

Wir müssen auch die Kraft haben zu unterscheiden: Wer ist bedürftig, und wer macht 

es sich bequem? Wer kann für sich sorgen, und wer braucht unsere Unterstützung? – 

Genau diese Unterscheidung macht den Unterschied. An dieser Trennlinie machen wir 

unseren Sozialstaat zukunftssicher.

Unser Ziel muss sein: ein einfacher Sozialstaat, ein digitaler Sozialstaat und vor allen 

Dingen ein gerechter Sozialstaat mit Leistungen aus einer Hand – beispielsweise 

Bürgergeld, Kinderzuschlag, Sozialhilfe nicht nebeneinander, sondern verzahnt –, viel 

weniger Wirrwarr, aber dafür mehr Wirkung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bundeskanzler Friedrich Merz hat sein Versprechen 

gerade erneuert.

(Gerd Mannes (AfD): Das ist aber nichts wert! – Martin Böhm (AfD): Überhaupt 

nichts! Wie versprochen, so gebrochen!)

Im zweiten Halbjahr 2025 kommen die Reformen, und wir setzen sie auch gemeinsam 

durch.

Wenn ich noch nach Bayern blicken darf: Wir haben im Jahr 2025 den Vorsitz der 

Arbeits- und Sozialministerkonferenz übernommen. Ich freue mich sehr; denn es ist 

der richtige Zeitpunkt. Ich bin überzeugt, dass dieses Jahr über das Wohl in unserem 

Lande entscheidet. Wir treiben die Zukunftsinitiative aus den Ländern voran. Wir neh-

men die Verantwortung an und gestalten somit unser Morgen.
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Der Koalitionsvertrag findet hier die richtigen Ansätze – für mehr Fördern und Fordern, 

für eine Sozialstaatskommission, gemeinsam mit den Ländern und den Kommunen. 

Das ist auch eine entscheidende Erfahrung; denn die Länder und Kommunen sind, 

wenn es um die Sozialleistungen geht, dabei.

Ein Satz noch zum AfD-Antrag und zum Rechtskreiswechsel: Ich will hier nicht hetzen. 

Ich kann Ihnen sagen, ich habe die Arbeitsgruppe zum Rechtskreiswechsel angeführt. 

Es steht im Koalitionsvertrag, es ist in der Umsetzung.

Wir sind davon überzeugt, dass das im Juni 2022 eine falsche Entscheidung war. 

Schauen wir uns die Zahlen an: Bundesweit sind immer noch 700.000 Menschen 

aus der Ukraine im Bürgergeldbezug. In anderen Ländern arbeiten Ukrainerinnen und 

Ukrainer in sehr viel höheren Prozentzahlen als bei uns.

Kolleginnen und Kollegen, wir folgen dem Leitbild von Ludwig Erhard: so wenig Staat 

wie möglich, so viel Soziales wie nötig. Wer Hilfe braucht, der bekommt sie. Das ist 

in unserer bayerischen DNA. Ein Bayer hat übrigens die soziale Marktwirtschaft nach 

Deutschland gebracht – und das Wirtschaftswunder dazu. Das ist einer von uns – mit 

Weitblick, mit Mut und mit Haltung. Es gilt, die Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 

wieder in die richtige Balance zu bringen.

Wir stimmen deshalb zu, aus Überzeugung und aus Verantwortung für einen Sozial-

staat, der trägt, für ein Bayern, das vorausgeht, aber auch für ein starkes Deutschland. 

Danke noch einmal für den Antrag.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Ich habe noch eine Meldung zu 

einer Zwischenbemerkung der Frau Kollegin Katja Weitzel.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrte Frau Ministerin Scharf, was wir nicht verstehen: 

Dieser ganze Antrag – auch Ihr Vortrag jetzt wie der Vortrag der Kollegen aus den 
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Regierungsfraktionen – deutet massiv darauf hin, dass es nicht schnell genug gehe 

und da etwas ausgesessen werde, dass wir da sofort heranmüssten.

Die Bundesregierung ist seit dem 6. Mai dieses Jahres im Amt. Vorher konnte Bärbel 

Bas gar nichts angehen. Bärbel Bas hat am 17.06. per Pressemitteilung – das war 

in der "Tagesschau" – veröffentlicht, dass sie die Änderungen beim Bürgergeld zügig 

angehen wird; sie wird es aber mit Augenmaß und korrekt machen.Insofern ist dieser 

Antrag nicht ganz nachvollziehbar. Wir halten ihn schlicht und einfach für nicht ange-

bracht. Sie haben sich ein bisschen selbst widersprochen, weil Sie ganz stolz auf 

Herrn Merz verwiesen haben. Er hat angekündigt, dass die Änderungen in der zweiten 

Hälfte dieses Jahres – ich weiß jetzt nicht mehr genau, ob Sie gesagt haben – in 

Kraft treten. Sie können mich gerne korrigieren. Ich weiß nicht, woher der Herr Kanzler 

seine Weisheit nimmt, wenn im Bundesministerium, das von der SPD verantwortet 

wird, hieran schon gearbeitet wird. Vielleicht können Sie noch erklären, warum dieser 

Antrag dann sinnvoll sein soll.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Familie, Arbeit und Soziales): Frau Kollegin, ich weiß 

nicht, warum Sie denken, dass dieser Antrag, wenn es um die Reform unseres Sozial-

staates geht, damit verknüpft wird, vermeintlich Kritik an der neuen Bundesministerin 

zu üben. Ich habe das hier mit keinem Wort vernommen. Darum verstehe ich auch 

Ihre Nachfrage nicht. Also interpretieren Sie es einfach anders oder hören Sie sich im 

Nachgang diese Debatte noch einmal an, dann verstehen Sie, was uns am Herzen 

liegt: nämlich ein starker Sozialstaat, der nicht selbst zum Sozialfall wird.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu werden 

die Anträge wieder getrennt.

Wer dem Dringlichkeitsantrag von CSU und FREIEN WÄHLERN auf Drucksa-

che 19/7449 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
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sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD. Gegenstimmen 

bitte ich anzuzeigen. – Keine. Enthaltungen! – Bei Enthaltung der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag angenom-

men.

Wer dem nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion auf Drucksa-

che 19/7508 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die übrigen 

Fraktionen. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/7450 mit 19/7452, 19/7509 und 

19/7510 werden im Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen 

federführenden Ausschuss verwiesen.
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